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ImmoTips 4/2020

Kündigung der Gebäudeversicherung: 
Eine böse Überraschung für den Käufer!

Beim Kauf einer gebrauchten 
Immobilie tritt der Käufer in 
den bestehenden Versiche-
rungsvertrag zwischen dem 
Verkäufer und der Gebäudever-
sicherung ein (§ 95 VVG). Was 
aber passiert im Schadenfall, 
wenn der Gebäudeversicherer 
den Vertrag noch vor der Über-
gabe kündigt und der Verkäufer 
verschweigt das?

Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hatte sich mit einem solchen 
Fall zu befassen. Ein mit einem 
Wohnhaus bebautes Grund-
stück wurde unter Ausschluss 
der Sachmängelhaftung zu 
einem Kaufpreis von 350.000€ 
verkauft. Bevor der Besitz auf 
die Käuferin überging, kündigte 
der Versicherer die Wohnge-
bäudeversicherung. Hierüber 
informierte die Verkäuferin die 
Käuferin aber nicht. Die Über-
gabe der Immobilie erfolgte zu 
einem Zeitpunkt, als die Versi-
cherung noch nicht ausgelaufen 
war. Nur etwa 6 Wochen spä-
ter wurde bei einem Unwetter 
das Dach des Hauses erheblich 
beschädigt. Die Kosten für die 

Beseitigung dieses Schadens 
verlangte die Käuferin von 
der Verkäuferin, weil die Ge-
bäudeversicherung zu diesem 
Zeitpunkt schon nicht mehr be-
standen hat, die Käuferin das 
aber nicht wusste. Der BGH hat 
in seinem Urteil vom 20. März 
2020 zu diesem Fall (V ZR 61/19) 
entschieden, dass der Verkäufer 
den Käufer grundsätzlich nicht 
ungefragt darüber aufklären 
muss, wenn im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses keine Ge-
bäudeversicherung besteht; er 
muss ihn auch nicht über eine 
später erfolgte Beendigung 
der Versicherung informieren. 
Dies gilt auch dann, wenn eine 
Gebäudeversicherung nach 
der Verkehrsanschauung üb-
lich ist. Anders sieht es aus, 
wenn der Verkäufer vor oder 
bei Abschluss des Kaufvertrages 
erklärt, dass eine Gebäudeversi-
cherung besteht. Wird in einem 
solchen Fall das Versicherungs-
verhältnis vor Umschreibung 
des Eigentums beendet, trifft 
den Verkäufer in aller Regel die 
vertragliche Nebenpflicht, den 
Käufer hierüber unverzüglich zu 

unterrichten. In dem konkreten 
Fall ging die Käuferin aber leer 
aus. Ein Schadensersatz- oder 
Minderungsansprüche nach 
§§ 437 ff. BGB wegen eines 
Sachmangels stand der Käufe-
rin nicht zu, weil der Schaden 
erst eintrat, als die Gefahr für 
die Immobilie durch den Besitz-
übergang bereits auf die Käufe-
rin übergegangen war. Ein im 
notariellen Kaufvertrag verein-
barter Ausschluss der Sachmän-
gelhaftung erstreckt sich nor-
malerweise nicht auf Mängel, 
die erst nach Vertragsschluss, 
aber noch vor Gefahrübergang 
aufgetreten sind. Wann der 
Zeitpunkt des Gefahrübergangs 
eintritt, ist im Kaufvertrag zu 
regeln. Meistens ist das der 
Tag der Kaufpreiszahlung und 
üblicherweise fällt dieser Tag 
mit der Übergabe zeitlich eng 
zusammen, es muss aber nicht 
derselbe Tag sein! Hier war der 
Gefahrübergang bereits erfolgt, 
als der Schaden eintrat.

Die Verkäuferin haftete auch 
nicht auf Schadensersatz ge-
mäß § 280 Abs. 1 BGB wegen der 

Verletzung einer vertraglichen 
Nebenpflicht. Sie war nicht ver-
pflichtet, eine neue Versiche-
rung abzuschließen, nachdem 
die bisherige Versicherung ge-
kündigt hatte. Weil ein Verkäu-
fer nicht gesetzlich verpflichtet 
ist, eine bei Abschluss des Kauf-
vertrages bestehende Gebäude-
versicherung aufrechtzuerhal-
ten bzw. nach Kündigung einer 
solchen Versicherung durch den 
Versicherer eine neue Versiche-
rung abzuschließen, wird dieser 
Sachverhalt in einem gut durch-
dachten notariellen Kaufvertrag 
geregelt. Denn: Der Käufer 
wird erst mit der Eigentums-
umschreibung im Grundbuch 
Vertragspartner der Gebäude-
versicherung und nicht schon 
mit der Beurkundung des Kauf-
vertrages oder mit Kaufpreis-
zahlung oder Besitzübergang.

Auch wenn der Käufer also ein 
großes Interesse daran hat, dass 
eine bestehende Gebäudever-
sicherung aufrechterhalten 
bleibt, folgt daraus keine Pflicht 
des Verkäufers, diese Erwartung 
zu erfüllen. Durch § 95 VVG 
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soll der Erwerber zwar vor ei-
ner Versicherungsschutzlücke 
bewahrt werden, das soll aber 
lediglich verhindern, dass eine 
bestehende Versicherung in-
folge des Eigentumsübergangs 
verloren geht. Der Veräußerer 
bleibt aber grundsätzlich be-
rechtigt, ein bestehendes Ver-
sicherungsverhältnis jederzeit 
zu beenden, auch wenn er damit 
den Übergang der Versicherung 
verhindert – es sei denn, es ist 
mit dem Käufer etwas anderes 
vereinbart. Er ist auch nicht 
verpflichtet, die Beendigung 
des Vertrages durch den Ver-
sicherer zu verhindern bzw. im 
Fall einer Kündigung eine neue 
Versicherung abzuschließen. 
Anders liegt es nur, wenn der 
Verkäufer sich vertraglich zu 
der Aufrechterhaltung einer 
bestehenden bzw. zu dem Ab-
schluss einer neuen Gebäude-
versicherung verpflichtet hat. 
Weil es an einer solchen Ver-
pflichtung in dem konkreten 
Fall fehlte, hatte die Käuferin 
keinen Anspruch auf Schadens-
ersatz.
Der BGH geht noch einen 
Schritt weiter: Die Verkäuferin 
war noch nicht einmal verpflich-
tet, die Käuferin nach Zugang 
der Kündigungserklärung des 
Versicherers über den Wegfall 
des Gebäudeversicherungs-
schutzes zu unterrichten. Zwar 
entscheidet der BGH immer 
wieder, dass die Vertragspartei-
en gemäß § 242 BGB die - auch 
nach Vertragsschluss bzw. Ver-
tragserfüllung fortbestehende –
vertragliche Nebenpflicht trifft, 
alles zu unterlassen, was die Er-
reichung des Vertragszwecks 
gefährden und beeinträchtigen 
könnte. Nach diesem Grundsatz 
von „Treu und Glauben“ kann 
auch die Pflicht bestehen, den 
Vertragspartner auf bestimmte 
Umstände hinzuweisen, damit 
diesem nicht unverhältnismä-
ßige Schäden entstehen.
Eine Informationspflicht be-
steht aber nicht, wenn es sich 

um Umstände handelt, die in 
den eigenen Verantwortungs-
bereich des Vertragspartners 
fallen, und dieser unter Be-
rücksichtigung der Verkehrs-
anschauung diesbezüglich 
keine Mitteilung erwarten 
durfte. Und der BGH hat hier 
entschieden, dass der Verkäufer 
den Käufer grundsätzlich nicht 
ungefragt darüber unterrichten 
muss, dass im Zeitpunkt des 
Vertragsschlusses keine Gebäu-
deversicherung besteht; eben-
sowenig muss er ihn über eine 
nach Vertragsschluss erfolgte 
Beendigung einer solchen Ver-
sicherung informieren. Zwar 
kann der Käufer ein Interesse 
an dem Bestehen bzw. Fort-
bestehen einer solchen Ver-
sicherung haben, da sie ihm 
Versicherungsschutz gewähren 
würde. Möchte er aber eine von 
dem Verkäufer abgeschlosse-
ne Versicherung nutzen, muss 
er sich bei diesem erkundigen, 
ob die Versicherung (noch) be-
steht. Fragt der Käufer nicht 
nach, kann der Verkäufer davon 
ausgehen, dass sich der Käufer 
selbst um den erforderlichen 
Versicherungsschutz kümmert. 
Wenn nämlich die Gefahr auf 
den Käufer übergegangen ist 
und er die Nutzungen und Las-
ten der Sache zu tragen hat (vgl. 
§ 446 BGB), ist er und nicht der 
Verkäufer für das Grundstück 
und das Gebäude verantwort-
lich. Ihm obliegt deshalb auch 
die Entscheidung, ob und wie 
er die Immobilie versichern 
will. Aus diesem Grund steht 
ihm nach § 96 Abs. 2 VVG ein 
Kündigungsrecht zu, falls ein 
bestehendes Versicherungsver-
hältnis auf ihn übergeht. Fragt 
er den Verkäufer aber nicht, 
trägt er das Risiko. An dieser Ri-
sikoverteilung ändert sich nach 
der Rechtsprechung des BGH 
nichts, wenn eine Gebäudever-
sicherung nach der Verkehrs-
anschauung üblich ist. Auch 
in diesem Fall gehört das Be-
stehen einer Gebäudeversiche-

rung ab dem Gefahrübergang 
in den Verantwortungsbereich 
des Käufers. Er darf sich nicht 
darauf verlassen, dass der (er-
wartete) Versicherungsschutz 
für die erworbene Immobilie 
fortbesteht. Es besteht näm-
lich immer die Gefahr, dass der 
Versicherungsschutz durch ein 
Verhalten des Versicherers oder 
des Verkäufers verloren geht, 
z.B. durch Nichtzahlung der 
Prämie.

Anders sieht es aus, wenn der 
Verkäufer vor oder bei Ab-
schluss des Kaufvertrages 
erklärt, dass eine Gebäude-
versicherung besteht. Wird in 
diesem Fall das Versicherungs-
verhältnis vor Umschreibung 
des Eigentums beendet, trifft 
den Verkäufer in aller Regel die 
vertragliche Nebenpflicht, den 
Käufer hierüber unverzüglich zu 
unterrichten. Denn dann hat der 
Verkäufer einen Vertrauenstat-
bestand geschaffen. Der Käufer 
hat zwar auch in diesem Fall kei-
nen Anspruch darauf, dass die 
Versicherung von dem Verkäu-
fer nach dem Kaufabschluss auf-
rechterhalten wird oder dass im 
Fall der Beendigung ein neuer 
Versicherungsvertrag geschlos-
sen wird. Eine solche weitge-
hende Pflicht des Verkäufers 
setzt eine entsprechende Ver-
einbarung der Kaufvertrags-
parteien voraus, die sich aus 
dem bloßen Hinweis auf das Be-
stehen einer Gebäudeversiche-
rung nicht ergibt. Der Käufer 
kann aber davon ausgehen, dass 
der Verkäufer ihn nicht anlügt 
und er informiert wird, wenn 
der Versicherungsschutz im 
Nachhinein entfällt. Er darf sich 
darauf verlassen, dass mangels 
abweichender Information des 
Verkäufers die Sache auch nach 
Übergang der Gefahr versichert 
ist und der Versicherungsver-
trag mit der Grundbucheintra-
gung auf ihn übergeht. Für den 
Käufer besteht in diesem Fall 
erst Handlungsbedarf, wenn er 

Eigentümer geworden ist. Vor-
her muss er nur tätig werden, 
wenn ihn der Verkäufer von der 
Beendigung des Versicherungs-
schutzes unterrichtet. Er muss 
sich aber nach Abschluss des 
Kaufvertrages bei dem Verkäu-
fer nicht laufend erkundigen, ob 
der Versicherungsvertrag noch 
besteht. Zumal zwischen Kauf-
vertrag und Gefahrübergang oft 
mehrere Monate liegen.

Wichtig: Die Nebenpflicht des 
Verkäufers besteht unabhängig 
davon, ob die Erklärung über 
das Bestehen einer Gebäude-
versicherung in den notariel-
len Kaufvertrag aufgenommen 
wurde. Entscheidend ist, dass 
der Käufer auf die Erklärung des 
Verkäufers, eine Gebäudeversi-
cherung bestehe, vertrauen und 
deshalb - für den Verkäufer er-
kennbar - davon ausgehen durf-
te, dass das Gebäude bis zum 
Eigentumsübergang weiterhin 
versichert ist. Zu Beweiszwe-
cken empfiehlt sich aber natür-
lich, das Thema im Kaufvertrag 
sorgfältig zu regeln.  
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